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Rau wieder auf Raubzug
W iederholung des „Geld-Umtauschs“ in Leipzig angekündigt

D T . Schon den bisherigen Berichten über d ie Le ip ziger 
Frühjahrsmesse war zu entnehmen, daß die sowjetzonalen Ge­
walthaber es fü r rich tig  halten, w ieder schärfere Mißtöne 
gegen den Kapitalismus, gegen die Bundesrepublik und ihre 
nach ihrer Auffassung dem Ende entgegengehende W irtschafts­
politik anzuschlagen. Wenn der alte Kommunist Bau in  L e ip ­
z ig, sei es bei der Eröffnungsfeier der Messe oder bei Presse­
konferenzen, das W ort führt, kann man sicher sein, daß
westliche Gäste sehr unhöflich behandelt werden.
Es wundert uns dabei nur —  anders kann man den vor-

immer w ieder, daß die Gäste jährigen  „Geld-Umtausch“ wohl
sich das gefallen  lassen und kaum bezeichnen L_ hat er
nicht vorziehen, Konferenzen,
bei denen sie selbst attackiert 
werden, zu verlassen oder sie 
überhaupt nicht zu besuchen. 
Neue Offenbarungen sind von 
dem „W irtschaftsm inister“ eines 
unwirtschaftlichen Systems nicht 
zu erwarten.

E r saß w ieder auf einem 
recht hohen Pfeyd. Während 
der Staatssekretär im  Handels­
ministerium, Hüttenrauch, die 
Ausweitung des Interzonenhan­
dels als ein „besonderes An lie­
gen“ der „D D R “ bezeichnete, 
erklärte Rau, die Sowjetzone 
sei keineswegs von der w est­
deutschen W irtschaft .abhängig, 
vielmehr könne sie auf allen 
Gebieten, auch bei Stahl, eine 
andere Lösung finden. Das ist 
heute kein Kunststück, wenn 
man über die nötigen Devisen 
verfügt. D ie Tatsache, daß der 
im  Interzonenhandelsabkommen 
vereinbarte Sw ing von der Zone 
bis fast zur Plöchstgrenze aus­
genutzt w ird , scheint zu* bewei­
sen, daß es der Zone an den 
M itteln  fehlt, sich Roh- und 
Halbm aterial so schnell anders­
wo besorgen zu können, damit 
sie die Schuld durch L ieferu n­
gen -abtragen kann.

Das w ird  um so schwerer 
werden, wenn Rau, w ie er an­
kündigte, nochmals einen 
Notenumtausch vornehmen 
sollte. Dank des Straßenraubes

Westdeutschen und Berlinern, 
die in  seinen Augen Schieber 
sind, 700 M ill. DM. abnehmen 
können, w ie er m it Genugtuung 
feststellte. Dieses „sehr w ir ­
kungsvolle“ Ergebnis m ag ihn

allerdings zur W iederholung 
reizen. Es ist nur gut, daß Rau 
solche Wiederholungsabsicht 
seines Raubzuges vorher .an­
kündigt und damit das M iß­
trauen in die Ostmark aufs 
neue w ieder größer werden 
läßt. E r  täusche sich nur nicht 
darüber, daß solches M iß ­
trauen auf die Bundesrepublik 
und B erlin  beschränkt bleibt, 
Es schwelt in  der Sowjetzone 
unter der Decke w eiter und 
bringt überhaupt die sow jet­
zonalen Verhandlungspartner in 
stärksten M ißkredit. Ihn kann 
auch noch so laute Propaganda 
fü r die sowjetzonaie Mißwirt-? 
Schaft nicht beheben.

Pankow w ill „ A rbeiterkomitees“ auflösen
Neuwahl wird abgesagt

B erlin  (Eigenmeldung/dpa). .¿daß der Belegschaft, denVer-. 
D ie Erlaubnis zur B ildung von . traüensleuten und den M itg lie ­

dern der Arbeiterkom itees vor­
zuschlagen ist, die fä llig e  Neu-

Arbeiterkom itees in den Be­
trieben, das einzige Zugeständ­
nis des Sowjetzonenregimes 
nach dem Aufstand in Ungarn 
und den politischen Umschich­
tungen in Polen, w ird  w ieder 
zurückgezogen. Das SED-Zen- 
tralorgan „Neues Deutschland“ 
berichtete dieser Tage  von 
einer Tagung des Bundesvor­
standes der Sowjetzonen-Ein- 
heitsgewerkschaft FD G B m it 
Arbeitern, auf der die Beseiti­
gung der w enigen in  der D D R  
gebildeten Arbeiterkom itees vor­
geschlagen wurde. An der Be­
ratung hätten Vertreter der 
Betriebsgewerkschaftsleitungen 
und der Arbeiterkom itees von 
18 Betrieben teilgenommen. Sie 
seien m it den FDGB-Funktio- 
nären der M einung geworden,

w ähl der Kom itees nicht vorzu­
nehmen, bzw. die Tä tigkeit der 
Arbeiterkom itees einzustellen". 
M itg liedern  der Komitees, „d ie 
sich besonders aktiv zeigten", 
könnten als Kandidaten fü r die 
im  Betrieb zu wählenden „Aus­
schüsse fü r  Produktionsbera­
tungen“ aufgestellt werden. 
Auch in  die verschiedenen 
Kommissionen des FD G B  w olle 
man sie einbeziehen. Aus dem 
Bericht geht nicht hervor, ob 
A rbeiter während der FD G B- 
Beratung gegen  die Beseitigung 
der Arbeiterkom itees auftraten, 
deren Gründung im vergange­
nen Jahr von vielen  Belegschaf­
ten gefordert worden ist.



Wiedergutmachung
V S . Fürchtet euch nicht: dies 

Wort; steht über der diesjähri­
gen »W oche der Brüderlich» 
kait“ , d ie in  vie len Großstädten 
der Bundesrepublik und in  Ber­
lin  begonnen hat- A ls  man sich 
vo r bald zehn Jahren zu einer, 
solchen alljährlichen Veranstal-, 
tung entschloß, stand noch das 
grausige Schicksal von Hun­
derttausenden unserer jüdischen 
M itbürger w ie  ein schwarzer 
Schatten vor den überlebenden- 
Inzwischen ist manches gesche­
hen, was w ir  uns angewöhnt 
haben, als W iedergutmachung 
zu bezeichnen. F ü r das Leid , 
das H itlers  P o lit ik  über M illio ­
nen gebracht hat, kann es eine 
echte W iedergutmachung nicht 
geben- Es konnte nur ein V er­
such gemacht werden, die 
Überlebenden m it unserer Ge­
sinnung zu versöhnen. Das ist 
eine moralische Aktion.

Den Gedanken der W ieder­
gutmachung hat die große 
Mehrheit des deutschen Volkes 
immer w ieder bejaht. A ls des­
halb im  Jahre 1952 die Bundes­
regierung das deutsch-israeli­
sche W iedergutmachungsabkom­
men abschloß, empfand die 
deutsche Öffentlichkeit dies als 
einen in der P o litik  zw ar un­
gewöhnlichen Vorgang, aber 
als leg itim e Geste der W ieder­
gutmachung. Diese dreieinhalb 
M illiarden Mark, die die Bun­
desrepublik unter der Zustim­
mung a ller Parte ien  dem Staate 
Israel bis zum Jahre 1966 zu 
zahlen sich verpflichtet, war ein 
Stück m oralischer Po litik . Da 
Moral in der P o litik  aber sel­
ten realpolitischen W iderhall 
findet —  zumal sie sich in ma­
terie ll greifbaren W erten aus- 
drüekt — , hat diese Verpflich­
tung der deutschen Außenpoli­
t ik  in ihren Beziehungen zum 
israel - feindlichen arabischen 
Kaum manche Sorgen bereitet. 
Es ist vielfach die F rage ge­
stellt worden, ob der Staat 
Israel der w irk lich  zutreffende 
Partner fü r diese staatliche 
kollektive W iedergutmachung 
Deutschlands gewesen ist. In ­
zwischen wissen w ir. daß T e l 
A v iv  nur einer der Kontrahen­
ten dieser deutschen m orali­
schen P o litik  sein konnte. Ob­

wohl vie le  ehemalige deutsche 
Juden den Staat Israel tragen 
und gestalten, ist er ja  eine 
Heim statt fü r Juden vie ler 
europäischer und nichteuropäi­
scher Länder geworden, und 
dazu haben sich jene Juden, 
die dem zionistischen Gedanken 
der jüdischen Staatswerdung 
ablehnend gegenüb erstehen, im ­
m er gew eigert, ihn als ihren 
Staat anzuerkennen. Das mußte 
bedeuten, daß auch außerhalb 
des Staates Israel v ie le  in  der 
W e lt  verstreute jüdische W ie ­
dergutmachungsverpflichtungen 
auf uns zukamen.

D ie Bundesrepublik hat sich 
grundsätzlich dazu verstanden, 
solche Verpflichtungen zu über­
nehmen. Der neue deutsche 
Staat, der in  bewußter K on ­
zeption ein gegen den H itleris­
mus gerichteter Staat der 
fre ien  Demokratie ist, hat also 
eine moralische Verantwortung 
gegen  die überlebenden und ge­
genüber den Angehörigen der 
nicht mehr lebenden jüdischen 
M itbürger übernommen, w ie  er 
in  der Staatengeschichte der 
letzten Jahrhunderte ohne B ei­
spiel ist.

*

Es w ar eine moralische V er­
antwortung, die sich nun in 
m ateriellen Leistungen aus­
drückt. W ie  sich indessen im  
Lau fe der W iedergutmachungs­
praxis herausstellt: eine L e i­
stung, die um das Mehrfache 
über die —  übrigens nicht zu 
gering angesetzten Erwartun­
gen hinausgeht. A u f etwa 
7 M illiarden Mark hatte man 
die Aufwendungen geschätzt, 
die sich bis zum Jahre 1963 aus 
den Wiedergutmachungszahlun­
gen fü r die Anspruchsberech­
tigten  in der W e lt  ergeben 
müßten. Nun läuft am Ende 
dieses Monats die Anm eldefrist 
ab, die aus dem Bundesentschä­
digungsgesetz von 1956 und 
dem Bundesrückerstattungs­
gesetz von 1957 den Betroffenen 
oder ihren Sachwaltern bleibt. 
N icht nur der frühere F inanz­
m inister Schaffer, sondern auch 
eine Reihe anderer Instanzen 
haben errechnet, daß nach den 
jetzt vorliegenden Ansprüchen 
auf Rückerstattung der Bund 
b is 1963 nicht 7, sondern etwa 
23 bis 25 M illiarden Mark 
würde aufwenden müssen. A l­
lein  in Berlin werden vermut­
lich 5% M illiarden ausgezahlt

werden. Vom  Finanzm inister in 
Rheinland-Pfalz, Dr. Nowack, 
dessen kleines Land in fo lge der 
besonderen früheren Wohnver­
hältnisse fast ähnlich hohe Zah­
lungen w ie Berlin  leisten soll, 
is t deshalb schon eine Verlang­
samung des Auszahlungsmodus 
vorgeschlagen worden. Und 
Schaffers unglückliche F lattlm - 
ger Rede von Anfang Februar 
hat sogar den Beelzebub einer 
deutschen Währungsget'ährdung 
durch das Ansehwellen der 
W iedergutmachungszahlungen 

an die W and gemalt.

*

D ie Belastungen des Staats­
haushalts wachsen ganz gew iß 
beträchtlich, wenn man errech­
net, daß bei solcher Praxis 
allein 4 M illiarden Mark jähr­
lich bis 1963 fü r W iedergut- 
machungszahlungen auszugeben 
sind. W ir  schleppen eine ge­
w altige  Last durch die Jahre, 
und w ir  werden an ihr noch 
eine gute W e ile  zu tragen ha­
ben, —  in  um so empfindliche­
rem  Grade, als die Staatsein­
nahmen einmal offensichtlich 
an der Sättigungsgrenze ange­
langt sind und die Staatsaus­
gaben durch die nun enorm 
steigenden Kosten fü r unsere 
Sicherheit und unseren m ilitä­
rischen Schutz in hohem Maße 
in Anspruch genommen werden.

In  dieser L a g e  mußte natür­
lich eine solche Verdächtigung 
w ie  die gegen den SPD-Bun- 
destagsabgeordneten Dr. Greve 
unheilschwere Gefühle w ecken: 
denn Greve w ar der Vorsit­
zende des W iedergutmachungs­
ausschusses im  Deutschen Bun­
destag. E r ist inzwischen sehr 
schnell von diesem Vorsitz zu­
rückgetreten, um die Vorwürfe, 
er habe sich als Anwalt fü r 
W iedergutmachungsberechtigte 
in vielen Fällen  durch ein un­
gewöhnliches Eriolgähonorar an 
den vielfach sehr beträchtlichen 
Zahlungen bereichert, prüfen 
zu lassen. Es ist gut, daß die­
ser Vorw urf nun öffentlich er­
hoben ist, und es wäre noch 
besser, wenn sachlich gek lärt 
werden könnte, w ievie l persön­
liches Verschulden hier vor­
liegt, und w ie w en ig diese V or­
w ürfe die Wiedergutmachungs- 
Praxis oder gar die W iedergut­
machungsberechtigten treffen 
konnten-



Unter dem Gipfel
Lieber Leser!

Wir wollen gern wissen, wo 
und wie unsere Wochenausga'oe 
Sie erreicht hat. Die Namen 
unserer Leser interessieren uns 
dabei nicht, sondern nur die 
Orte. Deshalb bitten wir Sie, 
eine Ansiehts- oder Postkarte 
mit falschem Absender, aber 
mit Angabe der Nummer der 
Ausgabe, auf die Sie sich be­
ziehen, an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn M. Barth 
Berlin-Tempelhof 1 

Manfred-v.-Richthofen-Str. 2. ¡1
Wir danken Ihnen für Ihre 

Hilfe.

D T . An dem Zustandekom­
men einer G ipfelkonferenz w ird  
rund um den Erdball kaum 
noch gezw e ifen ; auch daran 
nicht, daß dieses Zusammen­
treffen der Regierungschefs sich 
auf amerikanischen Boden vo ll­
ziehen w ird . Chrustschows 
Lieblingswunsch, nach Am erika 
fahren zu können, w ird  sich 
also erfüllen. A lles  übrige aber 
ist strittig , nämlich Teilneh­
merkreis, Zeitpunkt und vor 
allem die Tagesordnung.

W e r  w ird  m it wem  und w or­
über sprechen? Das ist die 
Frage. A ls der W esten zum 
erstenmal • auf der N A T O -Ta - 
gung im. Dezember hierüber 
Beschlüsse fassen mußte, fie l 
der Entscheid zugunsten gründ­
licher, aber, diplomatischer V er­
handlungen. Das ist inzwischen 
teilw eise gelungen. D ie  B rie f­
schlacht zwischen Ost und W est 
ist abgeklungen, und die be­
rühmten diplomatischen Drähte 
summen. Daran ändert nichts, 
daß gelegentlich in  Moskau 
oder in  W ashington einiges von 
dem durchsickert oder verö f­
fentlicht w ird , worüber zw i­
schen den politischen Zentralen 
der beiden W eltm ächte diplo­
matisch gesprochen w ird. D er 
augenblickliche Zustand des 
Ost-West-Gespräches verb leib t 
auf diese W eise in  einem H alb­
dunkel zwischen Geheimdiplo­
m atie und Public ity .

D er Deutsche Bundestag un­
ter der Führung seines P rä s i­
denten w ar deswegen gut be­
raten, als er gestern die vo r­
gesehenen Debatten über die 
deutsche Außenpolitik und ähre 
rüstungspolitische' F inanzierung 
verschob. W ir  Deutschen sollen 
zwar fordern und wünschen, 
daß unsere Zukunft eine zen­
tral-europäische und w eltpo li­
tische Au fgabe bleibt, jedoch 
dürfen w ir  nicht meinen, daß 
ihre ungehemmte Erörterung 
im  Bonner Parlam ent unabhän­
g ig  von der weltpolitischen 
L a ge  und Atmosphäre vonstat­
ten gehen darf. Das Berliner 
Abgeordnetenhaus w ar also 
schlecht beraten, als es gleich­
fa lls am gestrigen Tage  auf 
Grund einer FD P-A n frage  eine 
ihm gar nicht zustehende 
außenpolitische Debatte über 
eine atom waffenfreie Zone in 
M itteleuropa vom  Stapel laufen 
ließ. H ur die überlegten F o r ­

mulierungen des Regierenden 
Bürgerm eisters Brandt w ie  auch 
d ie H altung der CDU-Fraktion 
machten es möglich, daß das 
Berliner Parlam ent an einem 
Schildbürgerstreich gerade noch 
vorbeikam.

Im  weltpolitischen Zwischen­
akt" kommt fü r  den W esten a l­
les darauf an, daß man in 
Moskau begre ift, w ie  w en ig 
Sinn es hat, auf Zwistigkeiten 
oder gar Gegensätze im  w est­
lichen L a ge r  vor dem H in ter­
grund der A tom angst zu speku­
lieren. In  den Ländern fre ier 
Meinungsbildung g ib t es nun 
einmal die M öglichkeit, ver­
schiedener Meinung zu sein. 
D iesmal wären die K rem l- 
Machthaber schlecht beraten, 
wenn sie etwa der leidenschaft­
lichen Atomwaffendiskussion in 
Großbritannien oder einer ähn­
lich sich anbahnenden Ausein­
andersetzung in  Westdeutsch­
land zu große Bedeutung fü r 
ihre eigens P o lit ik  heimessen 
würden. W eder die Engländer 
noch 'nur Deutschen sind bereit, 
d ie Sicherheit Gesamteuropas 
und die F rage  der deutschen 
Einheit in  einen Gegensatz 
bringen zu lassen. Beide F ra ­
gen  sind lösbar, wenn es dem 
K rem l w irk lich  um den Frieden  
oder um seine Vorstu fe, eine 
echte Entspannung, geht. Man 
muß sich nicht —  und das g ilt

W ashington (dpa). Bundes- 
verteidigungsm inister Strauß 
erk lärte am Sonnabend nach 
Abschluß seiner Washingtoner 
Gespräche, die Bundesrepublik 
w erde an dem Verzicht auf die 
Produktion von Atom-, bakte­
riologischen und chemischen 
W affen  festhalten. W enn die 
N A T O  aber die Ausrüstung 
ihrer europäischen Streitkräfte 
m it taktischen Atomwaffen be­
schließen sollte, „müssen w ir  
prüfen, was zu tun ist".

Strauß fü gte hinzu, er habe 
nicht au f die Verfügbarkeit von 
Atomwaffen verzichtet, aber 
auch nicht gesagt, daß sie zur 
Verfügung gestellt werden 
müßten. In  dieser Sache müsse 
die Entscheidung nach Empfeh-

auch fü r manche deutsche D is­
kussionsteilnehmer —  auf Ra- 
packi-Plan oder Strauß-Vor­
schlag —  festbeißen. Eine G ip­
felkonferenz allerdings verliert 
ihren Sinn, wenn sie sich nur 
in  Händeschütteln zwischen 
Ost und W est und in  entspre­
chend wirkungsvollen Fotos .er­
schöpft. D ie letzte Antw ort 
W ashingtons auf die vorletzte 
sowjetische N ote macht deut­
lich, daß W ashington nach w ie 
vor neben seinen eigenen —  
vo r allem  auf die Abrüstung 
zielenden —  Interessen die 
Wünsche seiner Verbündeten, 
auch die der _ Bundesrepublik, 
nicht vergessen hat.

lungen der N A T O  vom  K ab i­
nett und vom  Parlam ent ge< 
troffen werden. A u f Grund sei­
ner Inform ationsreise durch die 
U SA  w isse er jetzt, was bis 
1963 fü r die Bundeswehr zu 
planen sei.

B is zum 1. A p ril 1961 werden 
in  der Bundesrepublik nach den 
Erklärungen von Strauß zw ö lf 
D ivisionen aufgestellt. Der 
N A T O  sollen am 1. A p ril d. J. 
drei Grenadier- und zwei Pan­
zerdivisionen sowie je  eine 
Luftlande- und Gebirgsdivision 
zur Verfügung geste llt werden. 
Am  1. Oktober w ird  der A u f­
bau der achten und der neunten 
D ivision beginnen, die nach 
einem Jahr der N A T O  überge­
ben werden.

, Keine ABC-Waffenprodnkiion
Minister Strauß über seine Pläne



Optimismus über Wirtschaftslage
Fmanzmimsier Etzel erläutert Rekord-Haushalt 1958

Bonn (Eigenmeldung). D ie Bundesregierung glaubt, daß auch 
das Jahr 1958 w ieder ein Jahr des w irtschaftlichen Aufschwungs 
sein w ird. Sie is t bei der Schätzung der Steuereinnahmen da­
von ausgegangen, daß das Volkseinkommen w ieder um sieben 
Prozent ansteigen w ird. D ie  wirtschaftswissenschaftlichen In ­
stitute waren in  ihren Voraussagen vorsichtiger. Sie hatten nur 
einen Zuwachs von sechs oder sechseinhalb Prozen t angenom­
men. M it  einem Umfang von 39,3 M illiarden D M  stellt der neue 
Bundeshaushalt, der am F re itag  dem Bundesrat zur Beratung 
vorgelegt worden ist, einen neuen Rekord auf.

In  den nächsten Jahren w ill 
Bundesfinanzminister Etzel, w ie  
er am F re itag  vor der Presse 
erklärte, eine w eitere Steige­
rung der Bundesausgaben ver­
meiden. E r stößt dabei aber auf 
ein großes H indernis: das Bun­

desverteidigungsministerium 
hat ausgerechnet, daß in  den 
nächsten beiden Jahren insge­
samt 33 M illiarden DM  benö­
tig t  werden, um die Aufstel­
lung der Bundeswehr zu vollen-, 
den. Da in diesem' Jahr nur 
z,ehn M illiarden DM fü r V ertei­
digungsausgaben eingesetzt 
sind, würde das eine ganz 
außerordentliche Erhöhung der 
Ausgaben bedeuten. A ls Etzel 
danach gefragt wurde, antwor­
tete er ausweichend. E r meinte, 
es w erde sich bei den Verteid i­
gungsausgaben doch manches 
verzögern, so daß er sich jetzt 
noch nicht den K op f darüber 
zerbrechen müsse, w ie er die­
sen Riesenbetrag aufbringen 
solle. Falls aber w eitere Aus­
gabensteigerungen nötig w ür­
den, so gebe es theoretisch drei 
Möglichkeiten, den Haushalt 
auszugleichen: 1. Einsparungen 
an anderen Stellen, 2. Anleihen,
3. Steuererhöhungen. D er M in i­
ster fü gte  aber rasch hinzu, da­
m it w olle er nicht sagen, daß er 
schon an Steuererhöhungen 
denke.

Um 1,8 M illiarden D M  
gestiegen

Gegenüber 1957, wo man 37,4 
M illiarden DM  benötigte, ist der 
neue Haushaltsplan um 1,8 M il­
liarden gewachsen. Der Löw en­
anteil des Zuwachses kommt 
dem Verteidigungshaushalt zu­
gute, der von 9 au f 10 M illia r­
den gesteigert w orden ist. Gel­
der fü r die a lliierten Truppen 
im  Bundesgebiet sind w eder in 
diesem Betrag noch an anderen 
Stellen im  Bundeshaushalt vor­

gesehen. V o ller Stolz verkün­
dete Etzel, ursprünglich seien 
von den M in isterien Mehrauf­
wendungen in  H öhe von 6,5 M il­
liarden DM  verlangt worden, 
aber es sei ihm gelungen, diese 
Wünsche um 4,7 M illiarden her- 
abzudrücken. D er außerordent­
liche Haushalt, der durch An­
leihen gedeckt werden soll, be­
läu ft sich diesmal auf 1,6 M il­
liarden DM  und enthält so 
w ichtige Ausgaben, daß man 
sicher gezwungen sein w ird, die 
Anleihen diesmal auch wirklich 
aufzulegen. E tzel sprach sogar 
davon, rund zwei M illiarden 
Anleihen aufzunehmen, aber 
darüber sind noch keine Be­
schlüsse gefaßt.

40 Prozent soziale Ausgaben 
M it besonderem Nachdruck 

w ird  darauf hingewiesen, daß 
rund 40 Prozent des Haushalts 
fü r soziale Zwecke vorgesehen 
seien, nämlich 15,5 M illiarden 
D-Mark. Diese Rechnung ist 
a llerdings etwas fragw ürdig, da 
hier auch die Ausgaben fü r den 
Wohnungsbau und fü r die Be­
amtenversorgung hinzugerech­
net sind. Beschränkt man sich 
au f die eigentlichen Sozialaus­
gaben, so kommt man auf einen 
Betrag von 9,8 M illiarden DM. 
Für den zivilen  Bevölkerungs­
schutz sind knapp 200 M illionen

Bonn (E igenbericht). D ie Bun­
desregierung hat die fü r M itte 
M ärz vorgesehenen W irtschafts­
verhandlungen m it Po len  ab­
gesagt. In  Regierungskreisen 
w ird  • betont, daß der gute 
W ille  vorhanden sei, ein neues 
Handelsabkommen m it Po len  
abzuschließen. Zur Zeit sei es 
aber nicht möglich, auf die 
polnischen Wünsche einzuge­
hen. Po len  hatte angeboten, 
seine Kohlenesporte nach W est­

D-M ark vorgesehen. Das w ird  
sicher einer der Hauptpunkte 
sein, die von der sozialdemokra­
tischen Opposition kritisiert 
werden.

Adenauer drängt auf 
außenpolitische Debatte

Bonn (Eigenmeldung). Bundes­
kanzler Dr. Adenauer wünscht, 
daß die außenpolitische Debatte 
des Bundestages, die auf unbe­
stimmte Zeit verschoben w or­
den ist, möglichst bald statt­
findet. E r hält eine baldige D e­
batte fü r nötig, um die inter­
nationale Situation und die 
Stellung der Bundesrepublik im 
Rahmen der augenblicklichen 
internationalen Verhandlungen 
zu klären.

Durch Bundespressechef von 
Eckardt ließ der Kanzler ipit- 
teilen, er bedauere die Verschie­
bung der Debatte, die auf An­
regung von Bundestagspräsident 
Dr. Gerstenmaier erfo lg t war, 
um den Fraktionen Gelegenheit 
zu einer genaueren Prü fung des 
neuen sowjetischen Vorschlages 
über einen deutschen Friedens­
vertrag  zu geben.

Regierung setzt 900 M ill. DM 
für Berlin-Hilfe ein

Bonn (Eigenmeldung). In  den 
neuen Bundeshaushalt sind 900 
M illionen D M  fü r Berlin vor­
gesehen, davon 800 M illionen im 
ordentlichen und 100 M illionen 
im  außerordentlichen Haushalt. 
Von den 800 M illionen entfallen 
670 auf den Bundeszuschuß zum 
Berliner Haushalt, 25 auf den 
Berliner Aufbauplan, und 105 
M illionen sind Darlehen. Über 
eine etwaige Erhöhung dieser 
Bundeshilfen w ird  noch zw i­
schen B erlin  und dem Bund 
verhandelt.

deutschland auf zw ei M illionen 
Tonnen zu erhöhen und außer­
dem eine größere Menge 
Schweine zu liefern. Da zur 
Zeit aber ohnehin im  Bundes­
geb iet Überfluß an K oh le und 
Schweinen herrscht, w ill man 
erst die weitere Entwicklung 
abwarten.

Handelsbesprechungen verschoben
Lieferung von Koh le und Schweinen uninteressant



Zwischen Elbe und Oder

Wenn, dann einen Schirdewan.. •
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

A. B. Berlin  (Eigenbericht). 
D ie Nebenbestimmungen des 

Paßgesetzes werden ebenso 
gründlich und genau w ie  das 
Paßgesetz selbst angewendet. 
r.Wer von der vorgeschriebenen 
Reiseroute abweicht, w ird  be­
straft.“  E in  B lick -hinter die 
Fassaden des SED-Regimes ist 
unerwünscht.

^ E IS LE B E N  
VO PO  A C H T E T  A U F  A B ­

W E IC H U NG E N . Während der 
L e ip ziger Messe mußten alle 
Volkspolizeistreifen besonders 
auf westdeutsche Fahrzeuge 
achten. Sie sollten feststellen, 
ob diese Pkw-Benutzer von der 
vorgeschriebenen Wegstrecke

abgewichen sind und anläßlich 
eines Messebesuches einen A b ­
stecher zu Freunden oder V er­
wandten machten. D ie  Verurtei­
lung des Dortmunder Ehepaares 
zu 50 D M  Geldstrafe verbreitete 
sich in Eisleben w ie  ein L a u f­
feuer. Man deutete auf die L it ­
faßsäulen, w o Steckbriefe ge­
gen Republikflucht öffentlich 
ausgehängt sind. Lehrer, Fach­
arbeiter, Angestellte —  sie alle 
gelten als Verräter. Man w ill 
abschrecken. Neuerdings g ilt 
eine hohe Quote Republikflüch­
t ige r  im Ort oder K re is als M i­
nuspunkt fü r die Parteiau fk lä­
rer. W o  vie le Einwohner die 
Zone verließen, sei das Bewußt­
sein schlecht.

Flüchtlinge lösen,Wohnungsproblem4
D IE  W O H NU NG SK O M M IS­

SION  IN  E IS LE B E N  muß pro
Monat 50 „Wohneinheiten“ be­
schlagnahmen, w eil der W oh­
nungsbau nachhinkt. „W enn die 
Flüchtlinge ihre Wohnungen 
nicht verließen, würden w ir  un­
ser Wohnungssoll nie errei­
chen“ , erklären die Kom m is­
sionsmitglieder.

W E IM A R
IN  D E R  A L T E N  G O ETH E­

STA D T herrscht reges Interesse 
an der Kunst, am Schauspiel, 
am guten Buch, an klassischen 
Konzerten. Jazz-Fans gründe­
ten Jazz - Spielgemeinschaften 
und pflegten die Musik der 
Synkopen. D ie F D J  hat ihre 
Arbeit als verpönt abgelehnt. 
Sie frönten der „amerikanischen 
Unkultur“ und vernachlässigten 
das deutsche Kulturerbe. Von 
sieben Jazz - Veranstaltungen, 
d ie bereits a lle  ausverkauft w a­
ren, wurden sechs abgesagt. 
Der adm inistrative Boykott geht 
um.

UND IM M E R  W IE D E R  D IE  
R E P U B L IK F L U C H T . D erKreis- 
vorstand des Deutschen 'Turn- 
und Sportbundes Jena-Stadt 
hat auf einer Kreisvorstands­
sitzung beschlossen, den ehe­
maligen Mannschaftsbetreuer 
des O berliga-Kollektivs der
1. Fußballmannschaft des SC 
Motor Jena, Günter Kirchner, 
aus der Sportbewegung auszu­

schließen. E r-hat die Zone ille ­
ga l verlassen. „ In  den Köpfen 
der Sportler und a ller A r ­
beiter muß K larheit herrschen“ , 
schreibt dazu die SED-Zeitung 
„Volkswacht“ , „daß w ir  nichts 
mehr gem ein haben m it einem 
Verräter, der offen ins La ge r 
der Feinde überwechselt.“  In  
einer heftigen  Diskussion im. 
SC M otor Jena w urde diese B e­
hauptung zurückgewiesen. N icht 
einmal Franzosen, Engländer 
oder Sowjets seien unsere Fein ­
de, w ie  könne man Deutsche in 
Westdeutschland als Menschen 
im  La ge r des Feindes bezeich­
nen. W egen  ideologischer Un­
klarheiten wurde die Versamm­
lung aufgelöst.

H A L L E  
A T H E IS T  R E IS T  DU RCH  D IE  

B E Z IR K E . Der bekannte P ro ­
fessor aus der Sowjetunion, Jan- 
zen, reist durch die Zone. In

Leipzig , in  Dresden, in  H alle 
tr itt  er auf, um sein W eltb ild  
zu verkünden. 'Fü r ihn g ib t es 
keinen Gott, er lehnt a lle  über­
irdischen K rä fte  ap. Im  Ju­
gendklubhaus „H o fjä ge r“ , H a l­
le, spricht Janzen zum. Thema 
„über den Sinn des Lebens“. 
W E G E N  TE C H N ISC H E R  M A N ­

GEL. D ie  sowjetischen Maschi­
nen sow ie die angesagten 'F lüge 
der Lufthansa von  H a lle  nach 
L e ip z ig  mußten w egen tech­
nischer M ängel ausfallen. D ie 
angemeldeten F luggäste, die er­
schienen waren, durften sich als 
Ersatz E inheiten der Streit­
krä fte ansehen.

M IT G L IE D E R  D E R  N A T U R - 
W A C IIT  BESCHÜTZEN W E I­
D E N . W e il ¿m Naturschutzge­
b iet H a lle die frischen W eiden­
kätzchen in  großen Mengen ge­
schnitten werden, übernahmen 
Jungen und Mädchen die A u f­
gabe, diese naturkundlich be­
sonders interessanten Stätten 
in  „persönliche P flege“ zu neh­
men.

E B E R S W A LD E
„W E N N  SCHON, D A N N  E I­

N E N  SC H IR D E W A N “ , dieses 
Plakat, das eine-Schnapsfabrik 
vor dem 35. Plenum herausge­
bracht hat, findet in  Ebers­
walde regen Beifall. D ie k le i­
nen Schirdewane sitzen überall. 
Es g ib t immer noch Menschen 
in  der Zone, die sich fü r die 
N öte  und Schmerzen der Bevöl­
kerung interessieren. W ie  o ft 
kommt es auf dem Rathaus 
vor, daß die Angestellten den 
Antragstellern  zuflüstern: „V/ir 
würden ihnen, ja  gern eine 
Reisegenehmigung geben, aber 
w ir  dürfen nicht.

Auch dieser Weg ist falsch
D IE  E IN S IC H T  F E H L T  D EN  

M Ä N N E R N  A N  D E R  S P ITZE . 
A ls ein Vater nach dreijähri­
ger Trennung seine im W esten 
lebende Tochter besuchen w o ll­
te, wurde ihm die Reisegeneh­
m igung verweigert. In  seiner 
W u t sagte der Antragsteller: 
„Auch ihr werdet einmal ein- 
sehen, daß dieser W e g  falsch 
is t.“ D ie  Antw ort darauf: „Glau­

ben Sie, daß w ir  die Macht, 
die w ir  einmal errungen haben, 
jem als w ieder aus den Händen 
legen?“  A ls der Besucher aus 
Eberswalde das erzählte, hatte 
er Tränen in den Augen. Und 
resign iert fü gte er hinzu: „Se­
hen Sie, deshalb sind w ir, in 
der Zone so deprim iert, w eil 
w ir  m it diesen Pachulken zu 
tun haben.“



Von „General Gomez'' zu Mielke
Ehemaliger Staatssicherheitsminisier der Zone starb im Dunkeln

Berlin  (E igenbericht). W il­
helm Zaisser, der ehemalige 
Staatssicherheitsminister der 
Sowjetzone, ist, 65 Jahre alt, 
ruhmlos gestorben. Um  diesen 
hochintelligenten Revolutionär, 
der den längsten T e il seines 
aktiven Lebens im  sowjetischen 
Geheimdienst und in  dessen 
Au ftrag  gearbeitet hat, w ar es 
in  den letzten  Jahren still ge­
worden. A m  24. Juli 1953 wurde 
er von seinem Am t als Chef 
der Staatssicherheit in  M itte l­
deutschland „entbunden“, w ie 
die Form ulierung des sow jet­
zonalen Presseamtes lautete.

Das Leben  dieses Mannes g e ­
hört vo llständig der kommuni­
stischen Revolutionkbewegung 
an, und zwar wesentlich dem 
unterirdischen Kom plex dieser 
Bewegung. WilhelmoZaissbr, der 
als junger O ffiz ier in den 
zwanziger Jahren im  Ruhrge­
b iet zum Kommunismus kam 
und ein bemerkenswertes T a ­
len t fü r m ilitärische Fragen  
offenbarte, w ar im  Lau fe sei­
nes Lebens au f den verschie­
densten Schauplätzen als sow je­
tischer Geheimagent tätig. Im  
vorkommunistischen- China war 
er als getarnter „Stahlhelm“ - 
Vertreter bei Tschiangkaischek, 
in  Saudi-Arabien beobachtete 
er die P o litik  des britischen 
Imperialismus, in Spanien 
w irk te  er als „General Gomez“ 
im  Bürgerkrieg  und im  zweiten 
W e ltk rieg  schulte er ln  sow je­
tischen Lagern  deutsche O ffi­
ziere und Soldaten zu K om ­
munisten um.

In  der deutschen Sowjetzone 
entwickelte er nach 1945 ent­
sprechend dem sowjetischen 
Vorb ild  die Geheimpolizei zum 
■wichtigsten Instrument des 
SED-Regim es. Verschlossen, 
zuverlässig, in telligent und von 
großem Machtbewußtsein ver­
körperte er in allen Positionen 
und in vie len Maskierungen den 
sowjetischen Revolutionsauf­
trag.

Das anstrengende Leben  eines 
leninistischen Berufsrevolutio­
närs hat nunmehr seine K rä fte  
aufgezehrt. E r stirbt ruhmlos, 
und das Zentralkomitee der 
SED w ird  dem „Revolutions­
macher“ von 1953 keinen L o r ­
beerkranz auf das Grab legen.

W ilhelm  Zaisser

In  den Ereignissen um den 
17. Juni herum kam er zu Fall. 
Zusammen m it Rudolf H errn­
stadt, dem damaligen Chef­
redakteur des „Neuen Deutsch­
land“ , wurde er —  genauso w ie 
gegenw ärtig  Schirdewan und 
W ollw eber — der Fraktions­
tätigkeit beschuldigt. Zaisser 
und Herrnstadt verlangten da­
mals —  genauso w ie  gegenwär­
t ig  Schirdewan und W ollw eber 
r— eine „Erneuerung der Par-

Sein Am t übernahm Ernst 
W ollw eber. Zwar besaß auch 
dieser Mann ungewöhnliche E r­
fahrung in  den Konspirationen 
der W eltrevolution, aber er ver­
körperte bereits einen niederen 
Typus des Geheimpolizisten. 
B rutaler und dummer schlug er 
erbarmungslos gegen die Oppo­
sition  in  der Sowjetzone los, 
und zw ar auch gegen  solche 
Personen und Kreise, bei denen 
Zaisser eine abwartende und 
beobachtende Haltung einge­
nommen hatte. W ollw eber er­
fü llte  nach dem 17. Juni rück­
sichtslos die Aufträge des 
ebenso rücksichtslosen W alter 
Ulbricht. A ber auch W ollw eber 
kam  zu Fall. V ielle ich t w ird  
der tote Zaisser noch kurz vor 
seinem Ende eine gewisse 
Schadenfreude empfunden ha­
ben, als sein Nachfo lger unter 
derselben Beschuldigung der 
Fraktionstätigkeit aus der ak­
tiven  SE D -Politik  entfernt

te i“ . In  ihrer damaligen P la tt­
form  von 15 Seiten kritisierten 
sie die P o lit ik  der Ulbricht- 
Gruppe und forderten die Be­
se itigung der F eh ler und 
Schwächen der Parte i. Sie ve r­
langten —  genauso, w ie  auch 
heute Schirdewan und W o llw e­
ber —  die Absetzung Ulbrichts. 
Herrnstadt sollte damals der 
Erste Sekretär der Parte i w er­
den und W ilhelm  Zaisser als 
Innenminister den Machtappa­
rat des Staates vollständig in 
seine Hand nehmen. D er Sturz 
des sowjetischen stellvertre­
tenden Ministerpräsidenten Be- 
r ija  verhinderte die P läne Zais- 
sers in  der Zone. B erija  hatte 
damals zwei Beauftragte nach 
Ostberlin geschickt, die m it 
Zaisser verhandelten. Dann fie l 
B erija  der Gruppe Malenkow- 
Chrustschow zum Opfer und 
■wurde liquidiert. W ilhelm  Zais­
ser kam m it einer Maßregelung 
günstig davon. E r  wurde ge­
schont, w eil er große V er­
dienste um die sowjetischen In ­
teressen hatte und nur an der 
Peripherie in  die Moskauer 
Spitzenkämpfe verw ickelt war. 
A ber seine politische Laufbahn 
war zu Ende.

wurde, w ie  es ihm selbst 1953 
geschah. Ja, die Stellung eines 
Geheimpolizeichefs in  einem 
kommunistischen Staat is t v o l­
ler gefährlicher und bedroh­
licher Risiken. Sie fa llen  in den 
Parteikämpfen, und dann 
schleift man sie als Pa rte i­
schädlinge um die W agenburg 
des Zentralkomitees.

Eine noch prim itivere Stufe 
des Polizeichefs stellt Erich 
M ielke dar, der Ernst W o ll­
w eber ablösen mußte. Ohne die 
großen Erfahrungen der Zaisser 
und W ollw eber zu besitzen, 
ohne m it den politischen F äh ig ­
keiten Zaissers auch nur kon­
kurrieren zu können, führt er 
je tz t den K am pf gegen die 
w iderstrebenden Elemente in 
der Pa rte i und in  der Bevölke­
rung der Sowjetzone im A u f­
trag  Ulbrichts —  von dessen 
Hause er aber ebenfalls keinen 
Dank erwarten kann.

Posten voller Risiken



Ballast Bonner „Marschkompaß"

Wiedergutmachung
Fortsetzung von Seite 2

Es darf nicht dazu kommen, 
aus der großen finanziellen Be­
lastung, die uns die W ieder­
gutmachung noch auf lange Zeit 
aufnötigt, wegen solcher mora­
lisch unsauberen Allüren eine 
Attacke gegen Prinzip  und 
Geist der W iedergutmachung 
selbst zu folgern. Denkbar, daß 
sich in die W iedergutmachungs­
prozedur mancher nicht ganz 
legitim e Anspruch eingeschli­
chen hat; erkennbar auch, daß 
auf dem W eg  zwischen Behörde 
und Mensch vie le Fallgruben 
lauern, die das Geld nicht an 
den richtigen Mann bringen. 
A u f solche Unsauberkeiten muß 
nun strenger geachtet werden. 
Es geht ja  um Geld, und wenn 
es auch aus moralischen Grün­
den gezahlt w ird : es hat die 
Eigenschaft, w ie  alles Geld, die

M oral immer w ieder zu über­
listen.

W ir  haben jedoch das müh­
selige und komplizierte W erk  
übernommen, Moralisches —  da 
w ir  zu anderem w en ig Gelegen­
heit haben —  m it M ateriellem  
zu entgelten. Das müssen w ir  
durehhalten, auch wenn es uns 
gerade in den kommenden Jah­
ren sauer werden sollte. Selbst­
verständlich, daß w ir  je tzt 
penibler auf den gerechten und 
kürzesten W eg  dieses Geldes 
achten müssen. Doch W ieder­
gutmachung bleibt unser deut­
sches Programm , es b le ib t es 
als m aterielles Verfahren. Es 
bleibt es aber dauernd in  der 
ständig sich mobilisierenden 
Gesinnung.

Das g ilt  gegenüber denen, dis 
als jüdische M itbürger unter

uns leben und gelebt haben, zu­
erst. Es g ilt  aber auch gegen­
über allen anderen, die H itler  
vergew altigt hat. W iedergu t­
machung ist zw ar ein B egriff, 
der die Verpflichtung auf die 
eine Seite allein legt. A ber w ir  
glauben, daß sie notwendig das 
M iteinander und das Fürein­
ander m it denen nach sich 
zieht, an denen sich gründlich 
und ohne Falschheit d ie W ie - 
dergutmachungspraxis vollzieht. 
D ie ganze westliche W e lt  hat 
diese unsere P o lit ik  der W ie­
dergutmachung nicht nur beob­
achtet, sondern durch Immer 
mehr gewachsenes Vertrauen 
honoriert. Sie hat diese P o litik  
erw idert. W ir  wünschten sehr, 
daß endlich auch unsere öst­
lichen Partner davon Kenntnis 
nähmen. W ir  wünschten, daß 
sie nach so v ie l Verständnis 
fü r ihre H altung auch uns end­
lich verstehen und respektieren 
lernten,



B ILD E B  D E K  W OCHE: Oben: Ganz aus verleimten Hölzern und ohne Stahl- oder 

Eisenteile wurde dieses erste neue Minenräumboot der Bundesmarine „Lindau“ auf 

einer W erft in Bremen-Lesum gebaut. Es soll dadurch gegen Magnetminen unempfindlich 

sein. — Unten: Schweres Straßenbahn-Unglück in Hamburg bei einem Zusammenstoß 
m it einem Lastwagen. E twa dreißig Personen wurden verletzt.


